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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 316/02
4 Sa 261/01 
Landesarbeitsgericht 
Nürnberg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
18. März 2003

URTEIL
Kaufhold, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhandlung 

vom 18. März 2003 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Reinecke, die Richter am Bundesarbeitsgericht Bepler und Breinlinger sowie die 

ehrenamtlichen Richter Dr. Schmidt und Schepers für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Nürnberg vom 24. April 2002 -4  Sa 261/01 - 
teilweise aufgehoben.
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2. Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des Arbeitsge­
richts Nürnberg vom 12. September 2000 - 12 Ca 10098/99 - 
teilweise abgeändert.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 10.714,40 Euro 
nebst 4 % Zinsen seit dem 8. Dezember 1999 zu zahlen.

Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die weitergehende Berufung und die weitergehende Revisi­
on werden zurückgewiesen.

4. Von den Kosten des Rechtsstreits haben der Kläger 11 vH 
und die Beklagte 89 vH zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten um die Zahlung eines sogenannten „Übergangszuschus-

ses .

Der am 18. August 1939 geborene Kläger war seit 1960 bei der Beklagten als 

kaufmännischer Angestellter beschäftigt. Die Parteien haben arbeitsvertraglich die 

Geltung des Ruhegehaltsabkommens bei der Beklagten, Ausgabe August 1983, ver­

einbart. Dort heißt es ua.:

„§ 1 Leistungen aufgrund eines Ruheaehaltsabkommens

1.1 Die G GMBH gibt aufgrund des Ruhegehaltsab­
kommens dem Ruhegehaltsberechtigten einen An­
spruch auf Ruhegehalt und auf Erziehungsbeihilfe 
für seine Kinder (§ 3),

Als Ruhegehaltsberechtigter ist der Mitarbeiter zu 
verstehen, mit dem ein Ruhegehaltsabkommen ab­
geschlossen wurde.

Das Ruhegehaltsabkommen wird als Ergänzung zu 
den Leistungen der gesetzlichen Rentenversiche­
rung und zu einer angemessenen Eigenvorsorge 
abgeschlossen.
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§2 Voraussetzungen

Voraussetzung für diese Leistungen ist, daß der 
Ruhegehaltsberechtigte bei seinem Ausscheiden 
aus den Diensten der Gesellschaft

a) wenigstens das 60. Lebensjahr vollendet hat 
oder dauernd mehr als 50 Prozent berufsun­
fähig ist und

b) der Gesellschaft mindestens 10 ruhegehalts­
fähige Dienstjahre angehörte.

§ 6 Überqanqszuschuß

6.1 Während der ersten 3 Monate nach seiner Pensio­
nierung erhält der Ruhehaltsberechtigte neben sei­
nem Ruhegehalt einen Übergangszuschuß, der sich 
aus dem Unterschiedsbetrag zwischen dem letzten 
Bruttogehalt einschließlich der Sozialzulage und 
seinem Ruhegehalt nach § 2 errechnet.

6.3 Übergangszuschüsse werden nicht mehr gewährt 
für Mitarbeiter, die nach dem 31.12.1983 eintreten.

§ 8 Herabsetzung und Einstellung der Leistungen

8.3 Auf die Leistungen aufgrund des Ruhegehaltsab­
kommens werden Leistungen der G GMBH, die 
nach ihrer Zielsetzung ebenfalls der sozialen Siche­
rung des Ruhegehaltsberechtigten oder seiner An­
gehörigen dienen, angerechnet.

§ 14 Unverfallbarkeit

Für die Unverfallbarkeit von Ansprüchen aus dem Ru­
hegehaltsabkommen gelten die gesetzlichen Bestim­
mungen, soweit sie unabdingbar sind.“

Die für den Kläger gültige Ruhegalts-Tabelle beginnt in der ab 1. Januar 1988 

gültigen Fassung mit einem monatlichen Brutto-Ruhegehalt von 434,00 DM (nach voll-
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endetem 40. Lebensjahr) und endet bei vollendeten 60 Lebensjahren mit brutto 

874,00 DM monatlich.

Im Februar 1988 vereinbarten die Parteien die „Beschäftigungsbestimmungen 

für Mitarbeiter des Übertariflichen Kreises“ (ÜK-Bestimmungen). Soweit vorliegend von 

Interesse lauten diese:

„7. Alters- und Hinterbliebenenversorgung

Unsere ÜT-Mitarbeiter nehmen an den sozialen Einrich­
tungen der Firma teil, insbesondere an der firmeneigenen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe 
der Pensionsordnung, soweit nicht anderweitige Verein­
barungen getroffen sind.

8. Übergangsbezüge

Scheidet ein ÜT-Mitarbeiter wegen Erreichung der Alters­
grenze aus den Diensten unserer Firma oder scheidet er 
im Einvernehmen mit der Firma nach Erreichung des 
60. Lebensjahres aus, um anschließend in den Ruhe­
stand zu treten, oder scheidet er wegen dauernder Er­
werbsunfähigkeit aus und war mindestens 10 Jahre in un­
serer Firma tätig, erhält er für die Dauer von 3 Monaten 
Übergangsbezüge, d.h. 3 Monate Gehaltsfortzahlung.

Gesetzliche Renten werden bei den Übergangsbezügen 
nicht angerechnet.“

Zum 31. März 1996 schied der Kläger im Alter von 56 Jahren bei der Beklag­

ten aus. Er hatte zuletzt ein monatliches Bruttogehalt iHv. 8.639,00 DM bezogen. Nach 

Vollendung seines 60. Lebensjahres erhält der Kläger von der Beklagten seit Septem­

ber 1999 ein betriebliches Ruhegehalt iHv. monatlich 786,00 DM.

Der Kläger hat für die ersten drei Monate nach Vollendung seines 

60. Lebensjahres einen Übergangszuschuß gern. § 6 Ruhegehaltsabkommen bean­

sprucht. Dieser sei Bestandteil der Ruhegeldleistungen und damit unverfallbar gewor­

dene betriebliche Altersversorgung. Auch sei das Ruhegehaltsabkommen nicht durch 

die ÜK-Bestimmungen abgelöst worden. Unter Berücksichtigung der drei ihm von der 

Beklagten gezahlten Ruhegehälter iHv. jeweils 786,00 DM hat er zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 23.559,00 DM nebst 4 %
Zinsen seit Klageerhebung zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Der Kläger habe nicht bis 

zur Vollendung des 60. Lebensjahres in ihren Diensten gestanden. Der Übergangszu-
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schuß sei nicht Bestandteil der betrieblichen Altersversorgung, sondern eine situati­

onsbedingte, kurzfristige Zuwendung. Jedenfalls müsse sich der Kläger eine zeitratier­

liche Kürzung gefallen lassen.

Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Mit der Revision verfolgt der 

Kläger sein Klageziel weiter.

Entscheidungsgründe

Die Revision ist teilweise begründet. Der Kläger hat einen Anspruch auf Zah­

lung eines Übergangszuschusses in Höhe von 10.714,40 Euro gern. § 6 Ruhegehalts­

abkommen, weil es sich um einen Anspruch auf betriebliche Versorgungsleistungen 

handelt, der unverfallbar geworden ist. Die im Ruhegehaltsabkommen vorgesehenen 

Versorgungsbezüge muß er sich abziehen lassen und wegen seines Ausscheidens vor 

Erreichen der Altersgrenze hat der Kläger eine zeitratierliche Kürzung des Übergangs­

zuschusses hinzunehmen.

I. Der Kläger hat einen Anspruch auf Übergangszuschuß gern. § 6.1 Ruhege­

haltsabkommen.

1. Der Kläger ist Ruhegehaltsberechtigter iSv. §6.1 iVm. § 1 Satz 2 Ruhege­

haltsabkommen.

a) Unstreitig ist mit dem Kläger ein einzelvertragliches Ruhegehaltsabkommen 

abgeschlossen worden, auf Grund dessen der Kläger seit Vollendung seines 

60. Lebensjahres ein monatliches Ruhegehalt von der Beklagten bezieht. Damit ist der 

Kläger Ruhegehaltsberechtigter im Sinne von § 1 Satz 2 Ruhegehaltsabkommen.

b) Als Ruhegehaltsberechtigter nach dem Ruhegehaltsabkommen ist der Kläger 

nach Vollendung des 60. Lebensjahres zum September 1999 in den Ruhestand getre­

ten („nach seiner Pensionierung“, § 6.1 Ruhegehaltsabkommen). Mit einer Betriebszu­

gehörigkeit von 1960 bis 1996 gehörte er der Beklagten länger als 10 ruhegehaltsfähi­

ge Dienstjahre an (§ 2 Satz 1 Buchst, b Ruhegehaltsabkommen).

2. Die Ruhegehaltsberechtigung des Klägers auf Grund des einzelvertraglichen 

Ruhegehaltsabkommens wird nicht durch die Vereinbarung zwischen den Parteien
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verdrängt, daß auf das Arbeitsverhältnis auch die ÜK-Bestimmungen anzuwenden 

sind. Ziff. 7 der ÜK-Bestimmungen verweist hinsichtlich der Alters- und Hinterbliebe­

nenversorgung auf das Ruhegehaltsabkommen („Pensionsordnung“). Damit ist der 

Kläger als Mitarbeiter, für den die Geltung der ÜK-Bestimmungen vereinbart ist, auch 

weiterhin nach dem Ruhegehaltsabkommen anspruchsberechtigt. Etwas anderes wür­

de nur gelten, soweit „anderweitige Vereinbarungen getroffen sind“. Dafür ist nichts 

ersichtlich. Insbesondere stellt Ziff. 8 der ÜK-Bestimmungen keine solche „anderweiti­

ge Vereinbarung“ dar. Die gegenteilige Rechtsauffassung des Landesarbeitsgerichts 

verkennt, daß Ziff. 8 der ÜK-Bestimmungen keine Regelung zur betrieblichen Alters­

versorgung darstellt. Die ÜK-Bestimmungen als vertragliche Einheitsregelung bei der 

Beklagten sehen vielmehr ein Ausscheiden „im Einvernehmen mit der Firma“ (nach 

Erreichung des 60. Lebensjahres) vor, so daß die „Übergangsbezüge“ der ÜK- 

Bestimmungen von einer Mitwirkungshandlung des Arbeitgebers bei der Auflösung des 

Arbeitsverhältnisses abhängig sind. Solche Zusagen begründen keine Ansprüche auf 

betriebliche Altersversorgung (BAG 3. November 1998 - 3 AZR 454/97 - BAGE 90, 

120, 124). Ersichtlich soll durch Ziff. 8 der ÜK-Bestimmungen für Mitarbeiter des 

„Übertariflichen Kreises“, die nach dem 31. Dezember 1983 eingestellt wurden und die 

wegen § 6.3 Ruhegehaltsabkommen keinen Anspruch auf „Übergangszuschuß“ mehr 

haben, mit den „Übergangsbezügen“ eine ähnliche Ausstattung erreicht, aber eben 

kein Teilanspruch auf betriebliche Altersversorgung begründet werden.

3. Der Übergangszuschuß gern. § 6 Ruhegehaltsabkommen ist Teil der betriebli­

chen Altersversorgung bei der Beklagten. Entgegen der Auffassung des Landesar­

beitsgerichts kann daher die Beklagte dem Anspruch des Klägers auf Übergangszu­

schuß nicht grundsätzlich entgegenhalten, daß er nicht bis zum Versorgungsfall „Voll­

endung des 60. Lebensjahres“ in ihren Diensten geblieben ist. Bei seinem vorzeitigen 

Ausscheiden mit Lebensalter 56 hatte der Kläger vielmehr auch bezüglich des Über­

gangszuschusses - und nicht nur bezüglich des Ruhegehaltes selbst - eine unverfallba­

re Teilanwartschaft erworben (§ 1 BetrAVG aF).

a) Betriebliche Altersversorgung gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG ist das Ver­

sprechen einer Leistung zum Zweck der Versorgung, ein den Versorgungsanspruch 

auslösendes biologisches Ereignis wie Alter, Invalidität oder Tod und die Zusage an 

einen Arbeitnehmer aus Anlaß des Arbeitsverhältnisses. Entscheidend ist allein der 

Versorgungszweck der Zusage, auf die Art der versprochenen Leistung kommt es nicht 

an. Außer Zusagen auf rentenförmige Leistungen können auch einmalige Kapitalzu-
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wendungen und selbst Gutschriften von Gewinnbeteiligungen die Merkmale der be­

trieblichen Altersversorgung erfüllen. Es genügt, daß der Versorgungszweck die Lei­

stung und deren Regelung prägt. Durch diese Zwecksetzung unterscheidet sich be­

triebliche Altersversorgung von sonstigen Zuwendungen, etwa Leistungen zur Vermö­

gensbildung oder zur Überbrückung einer erwarteten Arbeitslosigkeit (st. Rspr. des 

Senats, vgl. 30. Oktober 1980 - 3A ZR 805/79 - SAGE 34, 242; 24. Juni 1986 - 3 AZR 

645/84 - SAGE 52, 226; 30. September 1986 - 3  AZR 22/85 - BAGE 53, 131; 8. Mai 

1990 - 3 AZR 121/89 - AP BetrAVG § 7 Nr. 58 = EzA BetrAVG § 7 Nr. 35; 26. Juni 

1990 - 3  AZR 641/88 - BAGE 65, 215; 10. März 1992 - 3  AZR 153/91 - AP BetrAVG 

§ 1 Lebensversicherung Nr. 17 = EzA BetrAVG § 1 Lebensversicherung Nr. 3; 

3. November 1998 - 3 AZR 454/97 - BAGE 90, 120).

b) Das Landesarbeitsgericht hat aus der Nichterwähnung des Übergangszu­

schusses in § 1 Ruhegehaltsabkommen gefolgert, daß der Zuschuß kein Bestandteil 

der betrieblichen Altersversorgung sei, da nur die dort aufgeführten Ansprüche (Ruhe­

gehalt, Erziehungsbeihilfe, Witwen- und Waisengeld) Leistungen des Ruhegehaltsab­

kommens darstellten. Der Übergangszuschuß sei auch seinem Charakter nach keine 

Leistung der betrieblichen Altersversorgung, sondern eine gratifikationsgleiche Lei­

stung mit Entgeltcharakter zur Erleichterung und Überbrückung des Übergangs vom 

aktiven Erwerbsleben in den Ruhestand.

c) Diese Auslegung der vertraglichen Einheitsregelung „Ruhegehaltsabkommen“ 

bei der Beklagten hält einer revisionsrechtlichen Überprüfung nicht stand. Aus der feh­

lenden Erwähnung des Übergangszuschusses in der Eingangsbestimmung des § 1 

Ruhegehaltsabkommen kann systematisch nicht gefolgert werden, der Übergangszu­

schuß sei keine Leistung der betrieblichen Altersversorgung. Denn alle anderen Bedin­

gungen des Ruhegehaltsabkommens über Fälligkeit, Herabsetzung, Einstellung oder 

Erlöschen, Unabtretbarkeit und - insbesondere, § 14 Ruhegehaltsabkommen - die Un­

verfallbarkeit von .Ansprüchen aus dem Ruhegehaltsabkommen“ gelten ohne Be­

schränkung auf die in § 1 aufgeführten Leistungen und somit auch für den Übergangs­

zuschuß. Der den Übergangszuschuß regelnde § 6 Ruhegehaltsabkommen ist zudem 

systematisch unmittelbar nach den klassischen Leistungen der betrieblichen Altersvor­

sorge Ruhegehalt, Witwen- und Waisengeld ( § § 3 - 5  Ruhegehaltsabkommen) und vor 

den allgemeinen Bestimmungen über die Leistungsgewährung aufgeführt. Entschei­

dend ist jedoch, daß der auf drei Monate beschränkte Übergangszuschuß nach Wort­

laut und Zweck der Zusage der Beklagten der Versorgung im Alter oder bei Tod des
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Arbeitnehmers dient, da er erst nach der Pensionierung (§ 6.1 Ruhegehaltsabkommen) 

oder nach dem Tod (§ 6.2 Ruhegehaltsabkommen) gezahlt wird und zwar zusätzlich zu 

den und unter Anrechnung der Ruhegehalts- oder Hinterbliebenenbezüge. Weder dient 

der Übergangszuschuß der Überbrückung einer Arbeitslosigkeit noch der Erleichterung 

eines Wechsels des Arbeitsplatzes, da er den Eintritt in den Ruhestand voraussetzt. 

Ungeachtet der mißverständlichen Bezeichnung der Leistung als „Übergangszuschuß“ 

besteht der Zweck der Zusage ausschließlich in der Versorgung des Leistungsempfän­

gers bei Eintritt in den Ruhestand. Damit wird die Zahlung des „Übergangszuschusses“ 

durch ein biologisches Ereignis wie das Erreichen der Altersgrenze oder den Tod aus­

gelöst (BAG 10. August 1993 - 3 AZR 69/93 - BAGE 74, 55, 59 f.). Der anders zu be­

urteilende Fall, daß die Zusage die Zeit bis zum Eintritt in den Ruhestand überbrücken 

helfen soll (BAG 3. November 1998 - 3 AZR 454/97- BAGE 90, 120, 124), liegt nicht 

vor.

II. Der Anspruch des Klägers auf Ubergangszuschuß gern. § 6 Ruhegehaltsab­

kommen ist unverfallbar geworden, weil sein Arbeitsverhältnis zur Beklagten nach 

Vollendung seines 35. Lebensjahres geendet hat, er am 31. März 1996 eine berück­

sichtigungsfähige Betriebszugehörigkeit von mehr als 35 Jahren aufwies und die Ver­

sorgungszusage auf Übergangszuschuß in diesem Zeitpunkt mindestens drei Jahre 

bestanden hatte (§ 30f BetrAVG iVm. § 1 Abs. 1 BetrAVG aF). Er ist der Höhe nach 

wie folgt zu berechnen: Gern. § 6.1 Ruhegehaltsabkommen ist von dem letzten Brutto­

gehalt des Klägers in Höhe von 8.639,00 DM das „Ruhegehalt nach § 2“ Ruhegehalts­

abkommen abzuziehen. Gern. § 2 Satz 1 Buchst, a Ruhegehaltsabkommen und der 

bei Lebensalter 60 endenden Ruhegehalts-Tabelle beträgt das Ruhegehalt des Klä­

gers bei Lebensalter 60 874,00 DM. Damit ergibt sich nach dem Ruhegehaltsabkom­

men der Beklagten für den Übergangszuschuß des Klägers ein Ausgangsbetrag von 

7.765,00 DM. Dieser Betrag ist gern. § 2 Abs. 1 Satz 1 2. Halbs. BetrAVG auf die im 

Ruhegehaltsabkommen vorgesehene feste Altersgrenze 60 ratierlich zu kürzen, wobei 

von 421 tatsächlich erreichten Monaten der Betriebszugehörigkeit im Verhältnis zu 468 

bis zum Lebensalter 60 erreichbaren Monaten der Betriebszugehörigkeit auszugehen 

ist. Dies führt zu einem Übergangszuschuß in Höhe von (7.765,00 DM x 421/468 =)
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6.985,18 DM. Für drei Monate beläuft sich der Ubergangszuschuß also auf insgesamt 

20.955,54 DM oder 10.714,40 Euro.

Der Vorsitzende Richter Bepler
Dr. Reinecke ist durch Urlaub 
an der Unterschriftsleistung 
verhindert.
Bepler

Breinlinger
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